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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Wie vom Ständerat im Rahmen der Rückweisung gefordert, wiederholte die SiK-SR im
Februar 2020 die Detailberatung der Vorlage zur Verstärkung des strafrechtlichen
Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität (Genehmigung und
Umsetzung des Übereinkommens des Europarats zur Verhütung des Terrorismus mit
dem dazugehörigen Zusatzprotokoll) unter Einbezug eines Mitberichts der RK-SR. Im
Zuge dessen beschloss sie, an allen ihren ursprünglichen Anträgen festzuhalten, wobei
die Anträge der RK-SR zum Teil von Minderheiten der SiK-SR vertreten wurden.
Der Ständerat beugte sich somit in der Frühjahrssession 2020 als Erstrat über den
Entwurf. Die Debatte beschränkte sich auf fünf neuralgische Punkte: Erstens stand die
Frage im Raum, ob beim Strafmass zwischen der Beteiligung an einer kriminellen und
der Beteiligung an einer terroristischen Organisation unterschieden werden soll, wie es
im Entwurf des Bundesrates mit Höchststrafen von fünf bzw. zehn Jahren vorgesehen
war, oder ob die Beteiligung an beiden Arten von Organisationen einheitlich mit
Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren geahndet werden soll, wie es die Mehrheit der SiK-SR
beantragte. Die Ratsmehrheit war der Ansicht, dass zwischen «gewöhnlichen»
kriminellen und terroristischen Organisationen kein grundsätzlicher Unterschied in der
Gefährlichkeit für die Gesellschaft bestehe und unterstützte den Antrag der
Kommissionsmehrheit.
Zweitens entschied die Kantonskammer, dass die Unterstützung einer solchen
Organisation in ihrer Tätigkeit generell, und nicht nur spezifisch «in ihrer
verbrecherischen Tätigkeit», strafbar sein soll. Sie folgte damit ihrer
Kommissionsmehrheit und dem Bundesrat und lehnte den entsprechenden
Minderheitsantrag Sommaruga (sp, GE), der beim geltenden Recht bleiben wollte und
auch von der Mehrheit der RK-SR unterstützt worden war, ab. Der Genfer Ständerat
hatte sich besorgt gezeigt, dass humanitäre Organisationen der Unterstützung einer
terroristischen Organisation beschuldigt werden könnten, wenn sie humanitäre Hilfe
leisteten, die vielleicht indirekt auch einer terroristischen Organisation zugutekomme.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte jedoch versichert, die neutrale und unabhängige
Hilfe an die Opfer von Konflikten bleibe straflos, denn der Vorsatz zur Unterstützung
der Organisation – in Form von Wissen und Willen – müsse zur Erfüllung des
Tatbestands gegeben sein.
Drittens bestätigte die Ständekammer den neuen Tatbestand des Anwerbens,
Ausbildens und Reisens im Hinblick auf eine terroristische Straftat und lehnte eine
Minderheit Zopfi (gp, GL) ab, für die die neue Bestimmung zu nah am
Gesinnungsstrafrecht lag. Die Justizministerin hatte dieses Argument nicht gelten
lassen, da nur das Anwerben, nicht aber das Sich-anwerben-lassen unter Strafe gestellt
werde, und damit eine breite Ratsmehrheit überzeugt.
Viertens erörterte die kleine Kammer die Möglichkeit zur vorzeitigen Übermittlung von
Informationen und Beweismitteln an ausländische Behörden zur Ermittlung in einem
Terrorismusverfahren, die der Bundesrat neu im Rechtshilfegesetz vorgesehen hatte.
Ständerat Beat Rieder (cvp, VS) verlieh mit seinem Einzelantrag den Einwänden des
Anwaltsverbands Ausdruck, diese neue Regelung gleiche einem «Dammbruch» beim
Rechtsschutz im Rechtshilfeverfahren, weil die Übermittlung von Informationen so
nicht mehr oder erst viel später richterlich überprüft werden könne und somit faktisch
alleine die Staatsanwälte über die Gewährung von Rechtshilfe entscheiden könnten. Um
den Rechtsschutz besser zu garantieren, beantragte er, die vorzeitige Übermittlung nur
zur Abwehr von schweren, unmittelbaren Gefahren für Leib und Leben – da sei, so
räumte er ein, «schnelles Handeln angesagt» – und nicht zur Abwehr jeglicher
auslieferungsfähiger Straftaten zu erlauben. Mit 26 zu 17 Stimmen folgte die
Ständekammer diesem Antrag Rieder; Bundesrätin Keller-Sutter hatte vergeblich
argumentiert, dass nicht alle Terrorakte eine direkte Gefahr für Leib und Leben
darstellten, so etwa Cyberattacken oder Angriffe auf die Infrastruktur, aber dennoch
enormen Schaden verursachen könnten.
Fünftens bestätigte die Ständeratsmehrheit den neuen Abschnitt über internationale
gemeinsame Ermittlungsgruppen im Rechtshilfegesetz und lehnte einen Einzelantrag
Hefti (fdp, GL) auf Streichung der entsprechenden Bestimmungen ab, nachdem die
EJPD-Vorsteherin erklärt hatte, es handle sich hierbei um die Niederschrift der bereits
gängigen Praxis.
In der Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die gegenüber dem
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Bundesratsentwurf in zwei Punkten veränderte Vorlage einstimmig (bei acht
Enthaltungen) an. Stillschweigend stimmte sie auch der Abschreibung der beiden
Motionen 14.4187 zur Ratifizierung des Europaratseinkommens zur Verhütung von
Terrorismus und 15.3008 für wirksamere Strafbestimmungen zur Verfolgung der
organisierten Kriminalität zu. 1

Privatrecht

Die Differenzbereinigung in der Revision des Verjährungsrechts stand im Sommer 2018
auf der Agenda des Ständerates. Die zentrale Frage war nach wie vor, ob die absolute
Verjährungsfrist für Personenschäden auf zwanzig Jahre verdoppelt oder wie bis anhin
bei zehn Jahren belassen werden soll. Letzteres beantragte eine Minderheit der RK-SR
um Thomas Hefti (fdp, GL), der für Kongruenz und Konsequenz im Obligationenrecht
plädierte, welche im Hinblick auf die ebenfalls zehnjährige Aufbewahrungspflicht für
Dokumente nur mit der zehnjährigen Verjährungsfrist sichergestellt werden könnten.
Die Kommissionsmehrheit beantragte jedoch, in dieser Frage dem Nationalrat zu folgen
und die Frist bei zwanzig Jahren festzusetzen. Kommissionssprecher Stefan Engler (cvp,
GR) betonte auch, dass der Gesetzgeber hier in seiner Entscheidung nicht völlig frei sei,
da die zehnjährige Frist vom EGMR für unzureichend befunden worden war, um im Fall
eines Asbestopfers das Recht auf Zugang zu den Gerichten zu gewährleisten. Demnach
sehe die Kommissionsmehrheit in der zwanzigjährigen Frist «eine angemessene
Abwägung zwischen Rechtssicherheit, Opferschutz, Anforderungen des EGMR und noch
realistischen Beweismöglichkeiten.» Die Ratsmehrheit schloss sich dieser
Argumentation an und hiess die zwanzigjährige Verjährungsfrist mit 38 zu 7 Stimmen
gut. Die rückwirkende Übergangsbestimmung, die der Ständerat bei seiner letzten
Beratung in die Vorlage eingefügt hatte, führte Kommissionssprecher Engler aus, sei
mittlerweile – d.h. nachdem die Stiftung Entschädigungsfonds für Asbestopfer am 1. Juli
2017 ihre Aktivität aufgenommen hat – nicht mehr nötig und sogar schädlich, würde sie
doch die Rechtssicherheit für die potenziellen Geldgeber und damit die finanzielle
Sicherheit der Stiftung gefährden. Nach Schaffung der Stiftung sei in der vorliegenden
Vorlage kein Bedarf für ein Sonderregime für Asbestopfer mehr gegeben, weshalb die
Kommission die Streichung der entsprechenden Bestimmung beantragte. Diese und die
letzte verbleibende Differenz bezüglich der Neufestlegung der Gründe, die eine
Verjährung nicht beginnen oder stillstehen lassen, räumte der Ständerat mit
stillschweigender Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates aus, womit das
Geschäft für die Schlussabstimmung bereit war. Diese fiel in beiden Räten deutlich
zugunsten der Vorlage aus: Der Ständerat stimmte mit 38 zu 5 Stimmen bei einer
Enthaltung für das revidierte Verjährungsrecht; der Nationalrat tat dies mit 130 zu 68
Stimmen, wobei sich die SVP-Fraktion geschlossen dagegenstellte, was sich mit ihrer
Haltung in der Fristfrage deckte. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2018
KARIN FRICK

Der Ständerat beriet in der Sommersession 2021 die Vorlage zur Änderung der
Zivilprozessordnung zwecks Verbesserung der Praxistauglichkeit und der
Rechtsdurchsetzung als Erstrat. In einer einstündigen Rede erläuterte Philippe Bauer
(fdp, NE) als Sprecher der vorberatenden RK-SR dem Ratsplenum die rund siebzig
punktuellen Neuerungen, bevor die Ständekammer ohne Gegenantrag auf das
weitgehend unbestrittene Geschäft eintrat. Bei den allermeisten vom Bundesrat
vorgeschlagenen Anpassungen habe sich die Kommission diskussionslos dem Bundesrat
angeschlossen, erklärte Berichterstatter Bauer, nur in etwa zehn Punkten sei die
Kommission vom bundesrätlichen Vorschlag abgewichen, aber auch dies in den meisten
Fällen einstimmig. Zudem habe die Kommission rund 15 neue Anpassungen in die
Vorlage aufgenommen. Im Ständerat sorgten dann insbesondere zwei Änderungen für
ausgiebigen Diskussionsbedarf: die Frage, ob die Kantone auch Englisch als
Verfahrenssprache zulassen sollen dürfen, und eine von der Kommission
vorgeschlagene Anpassung bei den vorsorglichen Massnahmen gegen Medien. 
Die Sprachendebatte entzündete sich am Ansinnen des Bundesrates, es den Kantonen
freizustellen, nicht mehr nur ihre Amtssprache, sondern auch andere Schweizer
Landessprachen und Englisch als Verfahrenssprachen zuzulassen. Eine Minderheit Hefti
(fdp, GL) beantragte, diesen Absatz zu streichen. «Wir öffnen hier, so fast nebenbei,
eine Schleuse, die mittel- und längerfristig unglaubliche Änderungen in der
Sprachenlandschaft Schweiz bewirken wird», gab Minderheitssprecher Hefti zu
bedenken. «Wir werden damit über kurz oder lang unsere Kultur bezüglich Sprache und
Recht und Umgang aufgeben, um nach angelsächsischer Fasson selig zu werden»,
menetekelte er. Ausserdem könnten sich andere Sprachen durch die Zulassung des
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Englischen diskriminiert fühlen. Mitstreiter Beat Rieder (mitte, VS) sah zudem die
Gefahr, damit einen «Wettlauf zwischen den Kantonen» anzustossen, da
englischsprachige Gerichte für die Ansiedelung internationaler Konzerne von
Bedeutung seien. Für Bundesrätin Karin Keller-Sutter war der Standortaspekt gerade
ein Argument für die neue Klausel: Nur so könnten diejenigen Kantone, die sich dafür
interessierten, internationale Handelsgerichte schaffen. Mathias Zopfi (gp, GL)
wunderte sich indessen darüber, dass sich «gestandene Föderalisten» so sehr dagegen
wehrten, in dieser Frage die kantonalen Legislativen handeln zu lassen. Mit 25 zu 17
Stimmen bei einer Enthaltung folgte der Ständerat schliesslich der Minderheit und
strich den Passus aus dem Gesetz.
Die zweite grosse Diskussion drehte sich um die Voraussetzungen, unter denen ein
Gericht vorsorgliche Massnahmen gegen Medien verhängen kann, d.h. eine Publikation
verhindern kann, um die Persönlichkeitsrechte der gesuchstellenden Personen zu
schützen. Der Ständerat entschied hier mit 30 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung
gegen den Vorschlag des Bundesrates. Durch die von der Kommissionsmehrheit
beantragte Änderung soll ein Gericht künftig vorsorgliche Massnahmen gegen Medien
verhängen dürfen, wenn die bestehende oder drohende Rechtsverletzung der
gesuchstellenden Partei einen «schweren Nachteil» verursacht oder verursachen kann.
Bisher – und wie vom Bundesrat weiterhin vorgesehen – wäre dafür ein «besonders
schwerer Nachteil» verlangt worden. (Ausführliches zu dieser Debatte siehe hier.)
In allen anderen Punkten folgte die Kantonskammer weitestgehend diskussionslos den
Anträgen ihrer Kommissionsmehrheit, denen sich auch der Bundesrat, wie Karin Keller-
Sutter in der Eintretensdebatte erklärte, «überwiegend anschliessen» konnte.
Einstimmig verabschiedete der Ständerat das Geschäft in der Gesamtabstimmung an
den Zweitrat. Der Abschreibung der Motionen Mo. 14.4008 und Mo. 17.3868 stimmte er
stillschweigend zu. 3

In der Wintersession 2022 beugte sich der Ständerat als Zweitrat über die Revision des
sechsten Kapitels des IPRG betreffend das internationale Erbrecht. Im Gegensatz zur
Schwesterkammer war Eintreten hier unbestritten. Allerdings sorgten vier von der
vorberatenden RK-SR eingebrachte Änderungsvorschläge für deutlich mehr
Diskussionsbedarf als im Erstrat. Erstens ging es darum, ob im Gesetz – wie vom
Bundesrat vorgesehen – ausdrücklich festgehalten werden soll, dass die Schweizer
Behörden ihre Zuständigkeit von der Untätigkeit der Behörden anderer für die
Zuständigkeit in Frage kommender Staaten abhängig machen können sollen.
Hintergrund der Diskussion war der heute angewandte Grundsatz, dass bei
verstorbenen Schweizer Bürgerinnen und Bürgern mit letztem Wohnsitz im Ausland die
schweizerischen Behörden für die Nachlassabwicklung zuständig sind, sofern sich die
Behörden des Wohnsitzstaates nicht damit befassen. Allenfalls kämen aber noch
weitere Staaten für eine Zuständigkeit in Frage, wenn die verstorbene Person etwa noch
einen anderen ausländischen Heimatstaat hatte oder Grundstücke in einem weiteren
ausländischen Staat besass. Der Bundesrat wollte mit einer Ergänzung im genannten
Sinne deshalb den Auffangcharakter der Schweizer Zuständigkeit festhalten: Es gehe
darum, zu verhindern, dass sich niemand mit dem Nachlass eines Auslandschweizers
oder einer Auslandschweizerin befasse. Es sei nicht das Ziel, dass die Schweiz möglichst
das Verfahren führen könne, sondern dass Parallelverfahren und
Zuständigkeitskonflikte vermieden werden, erklärte Bundesrätin Karin Keller-Sutter.
Eine Minderheit Vara (gp, NE) unterstützte die Version des Bundesrates. Die
Kommissionsmehrheit plädierte indes dafür, die Ergänzung zu streichen. Es sei
«vielleicht nicht das Beste», so Kommissionssprecher Thomas Hefti (fdp, GL), «wenn
wir der ganzen Welt kundtun, dass wir unser Recht und unsere Zuständigkeit von der
Inaktivität der ausländischen Behörden abhängig machen». Mit 31 zu 10 Stimmen folgte
der Ständerat dem Antrag der Mehrheit und strich die Ergänzung aus dem Entwurf.
Zweiter Streitpunkt war die gleiche Bestimmung in Bezug auf ausländische
Erblasserinnen und Erblasser mit letztem Wohnsitz im Ausland. In diesen Fällen käme
eine Zuständigkeit der Schweizer Behörden für den in der Schweiz gelegenen Nachlass
in Frage. Mit den gleichen Argumenten gelangte die Ständekammer zur gleichen
Entscheidung wie zuvor. 
Auch im dritten Diskussionspunkt ging es um eine vom Bundesrat vorgeschlagene
Ergänzung zur Vermeidung von Zuständigkeitskonflikten. Die Regierung wollte
ausdrücklich im Gesetz festhalten, dass eine Zuständigkeit der Schweizer Behörden
ausgeschlossen ist, wenn die verstorbene Person im Testament oder einem Erbvertrag
von ihrem Recht Gebrauch gemacht hat, den Nachlass ganz oder teilweise der
Zuständigkeit eines ausländischen Heimatstaates zu unterstellen, und sich diese
ausländischen Behörden mit dem Nachlass befassen. Das werde heute in der Praxis
bereits so gehandhabt; es gehe lediglich um eine Klarstellung, erläuterte Bundesrätin
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Keller-Sutter, die sich wiederum für die Minderheit Vara aussprach.
Kommissionssprecher Hefti vertrat den Mehrheitsantrag auf Streichen: Weil der
Vorschlag der heutigen Rechtsprechung entspreche, werde durch den Verzicht auf den
Absatz nichts geändert, man erlaube aber der Rechtsprechung, sich später allenfalls
weiterzuentwickeln und fallgemässe Lösungen zu finden. Die Kantonskammer folgte
auch diesem Antrag mit 28 zu 12 Stimmen und schuf so eine dritte inhaltliche Differenz
zum Erstrat.
Dieses Recht, den Nachlass wahlweise dem Recht des Wohnsitz- oder eines
Heimatstaates zu unterstellen, war auch Kern des vierten umstrittenen Punktes. Hier
schlug die Kommissionsmehrheit eine Ergänzung vor, wonach Schweizer Bürgerinnen
und Bürger nur noch das schweizerische Recht wählen können sollen. Wie
Kommissionssprecher Hefti ausführte, stand dahinter die Befürchtung, dass Doppel-
oder Mehrfachbürger ein ausländisches Recht wählen würden, um die Schweizer
Pflichtteilsregelung zu umgehen. Minderheitssprecher Carlo Sommaruga (sp, GE) sprach
sich gegen diesen Zusatz aus, weil man damit Schweizer Doppelbürgerinnen und
-bürgern ein Recht vorenthalte. Im Vergleich zu Mehrfachbürgerinnen und -bürgern,
die keine schweizerische Staatsbürgerschaft besitzen, würden Schweizerinnen und
Schweizer mit weiteren Staatsbürgerschaften durch diese Regelung benachteiligt. Für
Ausländerinnen und Ausländer gelte das Wahlrecht nämlich weiterhin, fügte die
Justizministerin an, und dort habe der Gesetzgeber «die mit einer Rechtswahl
verbundene Nichtgeltung des schweizerischen Pflichtteilsrechts in Kauf genommen».
Diese Argumentation blieb allerdings mehrheitlich ungehört: Mit 27 zu 13 Stimmen
schloss sich der Ständerat auch hier seiner Kommissionsmehrheit an. In der
Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die Vorlage einstimmig bei einer
Enthaltung an. Mit vier inhaltlichen Differenzen geht sie zurück an den Nationalrat. 4

Ab Oktober 2022 beschäftigte sich die RK-SR in vier Sitzungen mit dem Entwurf zur
Änderung des Zivilgesetzbuchs betreffend die Unternehmensnachfolge. Nachdem sie
auf die Vorlage eingetreten war, liess sie von der Verwaltung verschiedene Fragen
abklären. Nach Kenntnisnahme der Ergebnisse war die Kommission allerdings nicht
überzeugt, dass die Gesetzesänderung notwendig und zielführend sei, weshalb sie das
Geschäft in der Gesamtabstimmung mit 7 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen ablehnte. In
der Sommersession 2023 beantragte sie dem Ständerat folglich Nichteintreten.
Gemäss Kommissionssprecher Thomas Hefti (fdp, GL) erachtete es die Kommission als
fraglich, ob der Schutz von Unternehmen und die Erhaltung von Arbeitsplätzen –
obendrein zulasten der Gleichstellung unter den Erbinnen und Erben – wirklich Zweck
des Erbrechts sein sollten. Auch wenn die vorgeschlagenen Regeln in manchen
verfahrenen Situationen weiterhelfen könnten, habe die Kommission Bedenken. Wenn
etwa die Erbin oder der Erbe, der oder dem das Unternehmen integral zugewiesen wird,
schlecht wirtschafte, gingen seine Miterbinnen und -erben mitunter leer aus – dann
nämlich, wenn ihr oder ihm ein Zahlungsaufschub gewährt und keine Sicherheiten
verfügt wurden. Zudem blieben zentrale Fragen ungeklärt, unter anderem: Was gilt
überhaupt als Unternehmen? Welche Teile eines Unternehmens sind betriebsnotwendig
oder nicht, und in welchem Umfang, zum Beispiel bei allfälligem Reserveland? Zudem
werde die Unternehmensnachfolge bereits durch die in Kraft getretene Reduktion der
Pflichtteile erleichtert, weshalb zuerst der Effekt dieser Neuerung abgewartet werden
solle. Kommissionskollege Daniel Fässler (mitte, AI) fasste die Räson der Kommission in
drei Punkten zusammen: Erstens tauge die Vorlage nicht, zweitens biete das geltende
Recht genug Möglichkeiten, um geeignete Lösungen in der Familie zu finden, und
drittens sehe die Kommission keine Alternativen – sie wüsste bei einer Rückweisung
schlicht nicht, was man anders machen könnte.
Demgegenüber beantragte der Bundesrat Eintreten. Justizministerin Elisabeth Baume-
Schneider verwies auf die breite Zustimmung, die die Vorlage in der Vernehmlassung
erfahren hatte, und betonte, dass das Projekt sowohl in der juristischen Lehre als auch
in der Praxis grosse Hoffnungen geweckt habe. Beim grossen Teil der Ständekammer
verhallte ihr Aufruf jedoch ungehört. Mit 27 zu 12 Stimmen bei 4 Enthaltungen trat der
Erstrat nicht auf den Entwurf ein. 5
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In der Herbstsession 2023 setzte der Ständerat die Differenzbereinigung bei der
Revision des sechsten Kapitels des IPRG betreffend das internationale Erbrecht fort.
Von den vier Streitpunkten räumte die kleine Kammer einen diskussionslos aus. So ist
neu im Gesetz festgehalten, dass eine Zuständigkeit der Schweizer Behörden
ausgeschlossen ist, wenn die verstorbene Person im Testament oder Erbvertrag den
Nachlass der Zuständigkeit eines ausländischen Heimatstaates unterstellt hat und sich
diese ausländischen Behörden mit dem Nachlass befassen. In seiner ersten Beratung
hatte der Ständerat diesen Absatz gestrichen, weil er ohnehin der gelebten Praxis
entspreche und damit unnötig sei. Der Nationalrat hatte im Sinne einer Klarstellung
aber daran festgehalten, was der Ständerat jetzt guthiess. 
Bei den zwei Differenzen zu den Erbfällen, bei denen die erblassende Person ihren
letzten Wohnsitz im Ausland hatte, unterstützte die Ständekammer stillschweigend
einen Kompromissvorschlag ihrer Kommission. Bundesrat und Nationalrat hatten im
Gesetz festschreiben wollen, dass die Schweizer Behörden nur bei Untätigkeit der
ausländischen Behörden zuständig sind. Die RK-SR erachtete es jedoch als
problematisch, wenn rechtsuchende Erbinnen und Erben die Untätigkeit der
ausländischen Behörden nachweisen müssten – oder gar das Bundesgericht formell die
Untätigkeit eines anderen Staates feststellen und damit eventuell diplomatische
Schwierigkeiten verursachen müsste. Sie schlug deshalb eine andere Formulierung vor,
wonach die schweizerischen Behörden ihre Zuständigkeit ablehnen können, wenn sich
die ausländischen Behörden mit dem Nachlass befassen. Der Ständerat nahm diesen
Vorschlag stillschweigend an, sowohl im Hinblick auf verstorbene Schweizer Bürger und
Bürgerinnen mit letztem Wohnsitz im Ausland als auch auf verstorbene Ausländerinnen
und Ausländer mit letztem Wohnsitz im Ausland und mit in der Schweiz gelegenem
Nachlass.
Die vierte Differenz betraf die Frage, ob Schweizer Doppelbürgerinnen und
Doppelbürger wählen können sollen, dem Recht welches ihrer Heimatstaaten sie ihren
Nachlass unterstellen wollen. Bundesrat und Nationalrat bejahten dies, weil in der
Schweiz lebende Ausländerinnen und Ausländer mit mehrfacher Staatsbürgerschaft
dieses Wahlrecht ebenfalls hätten. Demgegenüber befürchtete die Mehrheit der RK-SR,
dass die Ausweitung dieses Wahlrechts auf Schweizerinnen und Schweizer mit
mehrfacher Staatsbürgerschaft zu einer Diskriminierung unter Schweizer Bürgerinnen
und Bürgern führe. Durch die Wahl eines ausländischen Rechts könne nämlich das
Schweizer Pflichtteilsrecht umgangen werden, womit im Endeffekt nur noch
Schweizerinnen und Schweizer ohne weitere Staatsbürgerschaft an das Pflichtteilsrecht
gebunden wären. Diese Ungleichbehandlung müsste dann wohl dadurch beendet
werden, dass das Pflichtteilsrecht für alle freiwillig oder ganz abgeschafft würde, warnte
Kommissionssprecher Thomas Hefti (fdp, GL). Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE)
plädierte für die Version von Nationalrat und Bundesrat, unterlag aber deutlich mit 32
zu 10 Stimmen. Mit drei verbleibenden Differenzen ging das Geschäft erneut zurück an
den Nationalrat. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.09.2023
KARIN FRICK

Kriminalität

Die schweizweite statistische Erfassung von «hate crimes» aufgrund der sexuellen
Orientierung, der Geschlechtsidentität, des Geschlechtsausdrucks oder von
Geschlechtsmerkmalen könnte Ansatzpunkte für die Prävention aufzeigen und würde
generell die Diskriminierung dieser Gruppe thematisieren, argumentierte die
ständerätliche WBK, die ihrem Rat die Annahme der entsprechenden Motion Quadranti
(bdp, ZH) beantragte. In der Frühjahrssession 2020 folgte die Ratsmehrheit jedoch
einem Einzelantrag Hefti (fdp, GL) und lehnte den Vorstoss mit 21 zu 18 Stimmen bei
einer Enthaltung ab. Die Gegnerschaft der Motion erachtete die geforderte Statistik in
der vorgeschlagenen Form im Hinblick auf die Datenqualität als problematisch, da sie
aus Polizeirapporten zusammengestellt würde und nicht wie die polizeiliche
Kriminalstatistik aus Anzeigen aufgrund des Strafgesetzbuches. Innenminister Alain
Berset versicherte, der Bundesrat werde beim Thema «hate crimes» nicht untätig
bleiben, und wies darauf hin, dass es der in der Volksabstimmung vom Februar 2020
angenommene Artikel 262bis StGB (Verbot der Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung) möglich mache, auch diesen Tatbestand in der polizeilichen
Kriminalstatistik zu erfassen. Dies war zum Zeitpunkt der Einreichung der Motion noch
nicht möglich gewesen, weswegen die Motion eine Statistik basierend auf
Polizeirapporten vorgeschlagen hatte. 7
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KARIN FRICK
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